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7. Abschnitt 

Das Angebot 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 125. (1) Der Bieter hat sich bei der Erstellung des Angebotes an die Ausschreibungsunterlagen zu 
halten. 

(2) Sofern in den Ausschreibungsunterlagen nicht ausdrücklich anderes festgelegt wird, ist das 
Angebot mit sämtlichen dazugehörenden Unterlagen (zB Prüfzertifikate) in deutscher Sprache und in 
Euro zu erstellen. 

(3) Angebote müssen sich auf die ausgeschriebene Gesamtleistung beziehen, es sei denn, dass in der 
Ausschreibung die Möglichkeit von Losvergaben vorgesehen wurde. Ein gemäß der Ausschreibung 
unzulässiges Angebot in Losen ist mit einem unbehebbaren Mangel behaftet. Variantenangebote müssen 
sich auf die Ausschreibungsvariante beziehen. 

(4) Alternativangebote haben die Mindestanforderungen zu erfüllen und die Erbringung einer 
gleichwertigen Leistung sicherzustellen. Die Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen. 
Alternativangebote können sich auf die Gesamtleistung, auf Teile der Leistung oder auf die 
wirtschaftlichen oder rechtlichen Bedingungen der Leistungserbringung beziehen. Alternativangebote 
sind als solche zu kennzeichnen und in einer eigenen Ausarbeitung zu übermitteln. Für jedes 
Alternativangebot, auch wenn es sich nur auf Teile der Gesamtleistung bezieht, ist vom Bieter je ein 
Gesamt-Alternativangebotspreis zu bilden. 

(5) Abänderungsangebote haben die Erbringung einer gleichwertigen Leistung sicherzustellen. Die 
Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen. Abänderungsangebote können sich nur auf technische 
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Aspekte von Teilen der Leistung beziehen. Abänderungsangebote sind als solche zu kennzeichnen. Für 
jedes Abänderungsangebot ist vom Bieter je ein Gesamt-Abänderungsangebotspreis zu bilden. 

(6) Ist aus Sicht eines Unternehmers eine Berichtigung der Ausschreibung erforderlich, so hat er dies 
umgehend dem öffentlichen Auftraggeber mitzuteilen. Der öffentliche Auftraggeber hat 
erforderlichenfalls eine Berichtigung gemäß § 101 durchzuführen. 

(7) Erfolgt ausnahmsweise gemäß § 106 Abs. 5 und 6 die Ausschreibung eines bestimmten 
Erzeugnisses mit dem Zusatz „oder gleichwertig“, so kann der Bieter in frei befüllbaren Feldern 
(Bieterlücken) des Leistungsverzeichnisses ein gleichwertiges Erzeugnis angeben. Die Gleichwertigkeit 
ist vom Bieter nachzuweisen. Die in der Ausschreibung als Beispiele genannten Erzeugnisse gelten als 
angeboten, wenn vom Bieter keine anderen Erzeugnisse in die frei befüllbaren Felder des 
Leistungsverzeichnisses eingesetzt wurden. Wenn die vom Bieter genannten Erzeugnisse nach 
sachverständiger Prüfung den in der Ausschreibung angeführten Kriterien der Gleichwertigkeit nicht 
entsprechen, gilt das ausgeschriebene Erzeugnis nur dann als angeboten, wenn der Bieter dies in einer zu 
seinem Angebot gesonderten Erklärung erklärt hat. 

(8) Während der Angebotsfrist kann der Bieter durch eine zusätzliche Erklärung sein Angebot 
ändern, ergänzen oder von demselben zurücktreten. Ergibt sich bei der Angebotsänderung oder 
-ergänzung ein neuer Gesamtpreis, ist auch dieser anzugeben. Die Angebotsänderung oder -ergänzung ist 
nach den für Angebote geltenden Vorschriften dem öffentlichen Auftraggeber zu übermitteln und von 
diesem wie ein Angebot zu behandeln. Der Rücktritt ist dem öffentlichen Auftraggeber bekannt zu geben. 
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